
2     Binnenschifffahrt – ZfB – 2018 – Nr. 10

Recht

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

(Sammlung Seite 2551)

Verfügungsrecht des 
Versicherungsmaklers

Ein Versicherungsmakler, der berechtigt ist, Versicherungsverträge abzuschließen und im Rahmen der Schadenabwicklung tä-
tig zu werden, ist ohne ausdrückliche Vollmacht nicht befugt, über Regressforderungen des Versicherers gegen den Schädiger 
zu verfügen, insbesondere diese abzutreten. Dies gilt nach deutschem Recht. Behauptet die beweisbelastete Partei, dass dies 
nach dem für den Versicherungsvertrag geltenden Recht, zum Beispiel dem Recht der Niederlande, anders ist, so trägt er dafür 
die Darlegungslast.

Urteil des Schiffahrtsobergerichtes Köln 
vom 26. Juni 2018, Az.: 3 U 134/17 BSch 
(Schiffahrtsgericht Duisburg-Ruhrort, 
Az.: 5 C 3/15 BSch)

Vorbemerkung der Redaktion:

Die vorliegende Entscheidung betrifft 
Schadenersatzforderungen eines Schif-
fers aus Beschädigung des Schiffes 
durch Löscharbeiten. Interessant ist die-
se Entscheidung aber vor allem wegen 
ihrer Ausführungen zur Aktivlegitimation 
im Zusammenhang mit dem Forderungs-
übergang auf den Versicherer nach Versi-
cherungsrecht.

Der Versicherungsnehmer K. hatte im ei-
genen Namen versicherte Schäden, näm-
lich Kaskoschaden und versicherter Nut-
zungsverlust (loss of hire) eingeklagt, für 
die er vom Versicherer entschädigt wor-
den war. Daneben hat der Versicherungs-
nehmer K. nicht versicherte Schäden 
wegen Nutzungsverlust und Franchise 
eingeklagt. (Die loss of hire Versicherung 
deckt in der Regel Nutzungsverlust nur 
bis zu einem bestimmten Höchstbetrag.)

Die Haftpflicht der Beklagten H. war von 
den Gerichten beider Instanzen bejaht 
worden. Problematisch war allerdings 
die Frage, ob der Versicherungsnehmer 
und Kläger K. zum Zeitpunkt der Klage ak-
tivlegitimiert in voller Höhe war, so dass 
die Klage die Verjährung gehemmt hat. 
Dies haben das Gericht erster Instanz und 
zweiter Instanz mit übereinstimmender 
Begründung verneint.

Durch die Entschädigung des Versiche-
rungsnehmers ist kraft cessio legis der 
Schadenersatzanspruch gegen den Schä-
diger auf den Versicherer übergegan-
gen. Zu diesem Zeitpunkt ist der Versi-
cherungsnehmer in Höhe der regulierten 
Schäden nicht mehr selbst aktivlegiti-
miert. Im vorliegenden Fall nun war vor-
getragen worden, dass der Versiche-

rungsmakler, der grundsätzlich für den 
Versicherer zeichnungsbefugt war, in ei-
genem Namen eine Rückabtretung der 
versicherten Ansprüche an den Versiche-
rungsnehmer vorgenommen und unter-
zeichnet hatte. Eine Abtretungserklärung 
ausgestellt auf und unterzeichnet durch 
den Versicherer konnte nicht vorgelegt 
werden. Der Versicherer hatte die Rück-
abtretung nachträglich genehmigt, dies 
allerdings zu einem Zeitpunkt, in dem die 
Verjährung bereits eingetreten war.

Im internationalen Versicherungsmarkt 
sind häufig Versicherungsmakler mit sehr 
weitgehenden Vollmachten tätig, bis hin 
zum Assecuradeur hanseatischen Typs in 
Hamburg und Bremen. Diese Makler ha-
ben sehr häufig weitgehende Vollmach-
ten und können häufig im Namen der 
Versicherer wirksame Versicherungsver-
träge mit dem Versicherungsnehmer ab-
schließen. Jedenfalls nach deutschem 
Recht sind Forderungsübergang und Pro-
zessstandschaft in gewillkürter oder ge-
setzlicher Form klar geregelt. Nach dem 
Recht Großbritanniens gibt es hier ver-
sicherungsrechtlich erhebliche Abwei-
chungen der Gestalt, dass der Versiche-
rungsnehmer auch nach Regulierung 
befugt bleibt, im eigenen Namen Regress 
zu nehmen.

Im vorliegenden Fall haben die Gerich-
te erster und zweiter Instanz dogmatisch 
sauber überprüft und festgestellt, dass 
eine wirksame Rückabtretung nicht vor-
liegt. Der zeichnungsberechtigte Versi-
cherungsmakler ist nicht automatisch 
berechtigt, im eigenen Namen über For-
derungen des Versicherers zu verfügen, 
insbesondere diese abzutreten. Wenn 
und soweit gegebenenfalls der Versiche-
rungsvertrag und damit auch das Recht 
des Forderungsübergangs einem auslän-
dischen Rechtssystem unterliegt, dann 
trifft die klagende Partei gegebenenfalls 
eine substantiierte Darlegungslast über 
die Rechtslage im Ausland.

Wegen der kurzen schifffahrtsrechtlichen 
Verjährung ist es deshalb notwendig, auch 
bei der Formulierung von Verjährungsver-
zichten genau darauf zu achten, wer kon-
kret im Zeitpunkt dieser Erklärung Forde-
rungsinhaber ist. Dieser muss als Partei 
in der Verjährungsverzichtserklärung er-
kennbar eingeschlossen sein, am besten 
durch namentliche Benennung. Insbe-
sondere bei den Versicherungspolicen, 
die das Risiko auf zahlreiche Versiche-
rer verteilen, kann dies im Einzelfall eine 
sehr aufwendige Tätigkeit für den Rechts-
anwalt sein, der einen derartigen Prozess 
vorbereitet. Auch hier ist immer genau da-
rauf zu achten, dass tatsächlich der Ver-
sicherer selbst und nicht etwa ein zeich-
nungsberechtigter Versicherungsmakler 
in der Abtretungsurkunde benannt wird.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main

Aus den Gründen:

Die Klägerin, die Eignerin des Motor-
schiffs „Vios« ist, verlangt von der Be-
klagten, in deren Auftrag sie 3.082 t Salz 
von Rotterdam nach Antwerpen und Gent 
transportiert hat (die Beklagte selbst hat 
den Transportauftrag von der Streithelfe-
rin zu 1. erhalten), Schadensersatz i.H.v. 
46590,00 € wegen der Beschädigung des 
Steuerhauses bei Löscharbeiten – durch-
geführt von der Streithelferin zu 2. – im 
Hafen von Antwerpen am 09.08.2011, 
ferner begehrt sie Nutzungsausfall i.H.v. 
16.242,36 €.

Mit Urteil vom 26.09.2017 … hat das 
Schifffahrtsgericht der Klage … in Be-
zug auf den Kaskoschaden lediglich in 
Höhe von 2.500,00 € nebst Zinsen statt-
gegeben; ferner hat es der Klägerin einen 
Anspruch auf die begehrte Nutzungsent-
schädigung nebst Zinsen zugesprochen. 
Hinsichtlich des weitergehenden Betra-
ges von 44.090,00 € ist es von einer Ver-
jährung der Forderung ausgegangen und 
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hat die Klage angesichts der von Beklag-
tenseite erhobenen Verjährungseinrede 
insoweit abgewiesen …

Die Vereinbarung zwischen der Klägerin 
und dem Versicherungsmakler G vom 
1.0.10.2011 stehe dem gesetzlichen For-
derungsübergang auf die Versicherung 
nicht entgegen. Zum einen sei in der Ver-
einbarung nicht von einem Ausschluss 
des gesetzlichen Anspruchsübergangs, 
sondern ausdrücklich von einer Übertra-
gung der Ansprüche von der Versiche-
rung auf die Klägerin die Rede; zum ande-
ren habe diese Vereinbarung seinerzeit 
noch keine Wirkung entfaltet, da der Ver-
sicherungsmakler mit der Klägerin man-
gels diesbezüglicher Bevollmächtigung 
durch die Versicherung keinen wirksa-
men Abtretungsvertrag über die Rück-
abtretung der künftigen Ansprüche habe 
schließen können …

Aus der Police Nr. 215 … vom 
16.10.2008 ergebe sich eine Vollmacht 
der G nicht, hier werde der Makler le-
diglich ermächtigt, Versicherungen hin-
sichtlich von Schiffen abzuschließen. 
Aus dem Versicherungsvertrag, den 
der Makler sodann mit der Klägerin am 
29.10.2010 abgeschlossen habe und der 
Bezug nehme auf die Police Nr. 217 … so-
wie auf den Inland Hull Pool 2010, erge-
be sich ebenfalls keine Bevollmächtigung 
zum Abschluss von Abtretungsverträ-
gen der hier vorliegenden Art. Inhabe-
rin der Forderung sei die Klägerin damit 
erst wieder dadurch geworden, dass der 
führende Versicherer am 01.04.2016 die 
Vereinbarung vom 10.10.2011 nachträg-
lich genehmigt habe …

Zwischenzeitlich aber sei die Schadens-
ersatzforderung in Bezug auf den Kas-
koschaden, soweit sie infolge Zahlung 
zunächst auf die Versicherung überge-
gangen sei, verjährt …

Die am 01.04.2016 erfolgte nachträgli-
che Genehmigung der Rückabtretung 
der kraft Gesetzes auf die Versicherung 
übergegangenen Ansprüche habe nicht 
zu einer rückwirkenden Beseitigung der 
Verjährung der Kasko-Schadensersatz-
forderung i.H.v. 44.090,00  € geführt, 
denn der Genehmigung komme ledig-
lich im Verhältnis der Versicherung zur 
Klägerin Rückwirkung zu, nicht aber im 
Verhältnis zur Beklagten …

Unverjährt sei im Zeitpunkt der Klage-
erhebung damit nur die Forderung i.H.v. 
2.500,00 € gewesen. Insoweit habe die 
Beklagte auf die Einrede der Verjährung 
bis zum 13.02.2015 verzichtet, die Klage-
schrift sei am 12.02.2015 eingegangen 
und demnächst zugestellt worden.

Neben dem Kaskoschaden könne die Klä-
gerin gemäß § 280 Abs. 1 BGB Nutzungs-

ausfall i.H.v. 1.353,53 €/Tag für den Zeit-
raum vom 19.11.2012 bis zum 30.11.2012, 
also insgesamt für zwölf Tage, verlan-
gen. Nach dem Ergebnis der Beweisauf-
nahme stehe zur Überzeugung des Ge-
richts fest, dass die Reparatur nicht »bei 
Gelegenheit« hätte ausgeführt werden 
können und auch nicht bei Gelegenheit 
einer anderen Reparatur ausgeführt wor-
den sei …

Weder die Berufung der Klägerin noch 
die Anschlussberufung der Beklagten ha-
ben Erfolg. Das Urteil des Schifffahrtsge-
richts erweist sich in jeder Hinsicht als 
zutreffend. Zur Vermeidung von Wieder-
holungen nimmt der Senat zunächst un-
eingeschränkt auf die Ausführungen in 
der angefochtenen Entscheidung Bezug.

Im Hinblick auf die Berufung der Kläge-
rin sind lediglich folgende ergänzenden 
Darlegungen angezeigt:

Soweit die Klägerin meint, das Gericht 
sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass 
die G zum Abschluss der Vereinbarung 
vom 10.10.2011 nicht bevollmächtigt ge-
wesen sei, vermag der Senat dem nicht 
zu folgen. Wie die Klägerin in rechtlicher 
Hinsicht zutreffend ausführt, kann sich 
eine Vertretungsmacht der G lediglich 
aus dem Gesetz oder aus einer rechtsge-
schäftlichen Bevollmächtigung ergeben 
(für eine Anscheins- oder Duldungsvoll-
macht fehlt es an jeglichen Anhaltspunk-
ten).

Dass das niederländische Recht der G 
kraft Gesetzes eine Vertretungsmacht 
zum Abschluss des hier in Rede stehen-
den Vertrages einräumt, wird von Seiten 
der Klägerin nicht substantiiert vorgetra-
gen …

Selbst wenn man unterstellt, dass die ge-
setzliche Vertretungsbefugnis des Versi-
cherungsvertreters im deutschen und 
niederländischen Recht gleich ausgestal-
tet ist, wäre die G kraft Gesetzes nicht 
zum Abschluss der Vereinbarung berech-
tigt gewesen. Die in den §§ 69 ff. WG gere-
gelte Vertretungsbefugnis des Versiche-
rungsvertreters umfasst nämlich bereits 
nicht die Vertretung des Versicherers im 
Rahmen der Regulierung eines Versiche-
rungsfalls (vgl. nur KG Berlin, RuS 2017, 
347, m.w.N.); erst recht erfasst sie nicht 
den Abschluss einer Abtretungsverein-
barung, durch welche eine dem Versiche-
rer nach Zahlung gesetzlich zustehende 
Forderung gegen den Schädiger an den 
Geschädigten abgetreten wird.

Den erstinstanzlich vorgelegten Unter-
lagen lässt sich auch nicht entnehmen, 
dass die G rechtsgeschäftlich zum Ab-
schluss des hier in Rede stehenden Ab-
tretungsvertrages bevollmächtigt wor-
den ist, wie das Schifffahrtsgericht im 

Einzelnen zutreffend dargelegt hat. Ins-
besondere lässt sich der Tatsache, dass 
die G berechtigt war, Versicherungsver-
träge abzuschlie-ßen und im Rahmen der 
Schadensabwicklung tätig zu werden, 
nicht entnehmen, dass sie auch bevoll-
mächtigt war, nach Zahlung seitens der 
Versicherung über einen infolge der Zah-
lung auf die Versicherung übergegangen 
Anspruch gegen den Schädiger zu verfü-
gen, d.h. diesen an den Geschädigten ab-
zutreten. Insoweit handelt es sich ersicht-
lich nicht mehr um eine Maßnahme der 
Schadensabwicklung, zumal mit der Ab-
tretung die Gefahr einhergeht, dass der 
Versicherungsnehmer eine vom Schädi-
ger erhaltene Zahlung nicht an den Versi-
cherer weiterleitet. Diese Gefahr besteht 
gerade in Fällen, in denen – wie vorlie-
gend – der Geschädigte nach dem Inhalt 
der Vereinbarung Zahlung an sich selbst 
verlangen kann und nicht darauf verwie-
sen wird, Zahlung an die Versicherung zu 
begehren …

Angesichts des fehlenden Vortrags zu ei-
ner Bevollmächtigung bedarf die Frage, 
ob die führende Versicherung überhaupt 
berechtigt gewesen wäre, im Verhältnis 
zu den Mitversicherern eine Vollmacht 
zu erteilen, die auch den Abschluss ei-
ner Abtretungsvereinbarung ermöglich-
te, keiner Vertiefung.

Da der von Seiten der Beklagten erklär-
te Verjährungsverzicht stets nur für den 
Fall erklärt worden ist, dass die Kläge-
rin (noch) forderungsberechtigt ist, eine 
solche Forderungsberechtigung jedoch 
nach Übergang des Anspruchs infolge 
Zahlung durch die Versicherung – je-
denfalls zunächst – nicht mehr bestand 
(vgl. diesbezüglich die oben wiederge-
gebenen Ausführungen in der ange-
fochtenen Entscheidung, denen die Be-
rufung nicht näher entgegengetreten ist 
und die vor diesem Hintergrund keiner 
Ergänzung durch den Senat bedürfen), 
ist das Schifffahrtsgericht zu Recht da-
von ausgegangen, dass die Forderung 
in Bezug auf den Kaskoschaden bis auf 
den Betrag der Selbstbeteiligung ver-
jährt ist. Darauf, ob die Forderung in-
folge der später erteilten Genehmigung 
seitens des führenden Versicherers mit 
Rückwirkung wieder der Klägerin zu-
stand, kommt es insoweit nicht an, wie 
die Kammer ebenfalls zutreffend ausge-
führt hat.

Keiner Erörterung bedarf vor diesem 
Hintergrund auch, ob – wie die Beklag-
te meint – im Hinblick darauf, dass die 
Klägerin bei Klageerhebung die Abtre-
tung hinsichtlich der Forderung in Höhe 
von 44.090,00  € nicht offengelegt hat, 
von Verjährung auch auszugehen wäre, 
wenn man von einer Bevollmächtigung 
der G zum Abschluss der Vereinbarung 
vom 10.10.2011 ausgehen würde …
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Urteil des Schiffahrtsobergerichtes Köln 
vom 26. Juni 2018, Az.: 3 U 134/17 BSch 
(Schiffahrtsgericht Duisburg-Ruhrort, 
Az.: 5 C 3/15 BSch)

Die Berufung der Klägerin und die An-
schlussberufung der Beklagten gegen 
das Urteil des Schifffahrtsgerichts Duis-
burg-Ruhrort vom 26.09.2017 – Az. 5 C 
3/15 BSch – werden zurückgewiesen.

Die Kosten des Berufungsverfahrens tra-
gen die Klägerin zu 70 % und die Beklagte 
zu 30%. Die Kosten der Streithelferinnen 
der Beklagten trägt die Klägerin zu 70%, 
im Übrigen tragen die Streithelferinnen 
die Kosten selbst.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
Beide Parteien können die Vollstreckung 
durch Sicherheitsleistung in Höhe von 
110% des vollstreckbaren Betrages ab-
wenden, wenn nicht die jeweils andere 
Partei vor der Vollstreckung Sicherheit in 
Höhe von 110% des zu vollstreckenden 
Betrages leistet.

Gründe:

Die Klägerin, die Eignerin des Motor-
schiffs »Vios« ist, verlangt von der Be-
klagten, in deren Auftrag sie 3.082 t Salz 
von Rotterdam nach Antwerpen und Gent 
transportiert hat (die Beklagte selbst hat 
den Transportauftrag von der Streithelfe-
rin zu 1. erhalten), Schadensersatz i.H.v. 
46.590,00 € wegen der Beschädigung des 
Steuerhauses bei Löscharbeiten – durch-
geführt von der Streithelferin zu 2. – im 
Hafen von Antwerpen am 09.08.2011, 
ferner begehrt sie Nutzungsausfall i.H.v. 
16.242,36 €.

Mit Urteil vom 26.09.2017, auf das we-
gen des erstinstanzlichen Sach- und 
Streitstandes, der dort gestellten An-
träge und der Würdigung des Streitstof-
fes durch das Gericht Bezug genommen 
wird, hat das Schifffahrtsgericht der Kla-
ge nach Beweisaufnahme zum Hergang 
des Vorfalls sowie zum Grund des Werft
aufenthalts im November 2012 in Bezug 
auf den Kaskoschaden lediglich in Höhe 
von 2.500,00 € nebst Zinsen stattgege-
ben; ferner hat es der Klägerin einen 
Anspruch auf die begehrte Nutzungs-
entschädigung nebst Zinsen zugespro-
chen. Hinsichtlich des weitergehenden 
Betrages von 44.090,00 € ist es von ei-
ner Verjährung der Forderung ausgegan-
gen und hat die Klage angesichts der von 
Beklagtenseite erhobenen Verjährüngs-
einrede insoweit abgewiesen. Zur Be-
gründung hat das Gericht ausgeführt, 
nach der Beweisaufnahme stehe fest, 
dass der Kranführer der Streithelferin 
zu 2. bei den Löscharbeiten das Steuer-
haus beschädigt habe, wofür die Beklag-
te als Absenderin einstehen müsse, da 
es sich um ihren Erfüllungsgehilfen han-

dele. Die Schadensersatzforderung we-
gen des Kaskoschadens habe der Kläge-
rin in voller Höhe (46.590,00 €) allerdings 
nur bis zum 30.11.2012 zugestanden, mit 
Zahlung der Versicherung der Kläge-
rin sei es zu einem gesetzlichen Forde-
rungsübergang gekommen (§  86 WG 
bzw. Art. 7:962 Burgerlijk Wetboek), und 
zwar am 30.11.2012 i.H.v. 39.431,00 € und 
am 07.06.2013 i.H.v. weiteren 4.659,00 E. 
Damit habe der Klägerin hinsichtlich des 
Kaskoschadens nach Zahlung der Versi-
cherung zunächst nur noch ein Anspruch 
in Höhe der mit der Versicherung verein-
barten Selbstbeteiligung (250000 €) zu-
gestanden, da dieser Betrag von der 
Versicherung nicht übernommen wor-
den sei. Die Vereinbarung zwischen der 
Klägerin und dem Versicherungsmakler 
G vom 1.0.10.2011 stehe dem gesetzli-
chen Forderungsübergang auf die Ver-
sicherung nicht entgegen. Zum einen 
sei in der Vereinbarung nicht von einem 
Ausschluss des gesetzlichen Anspruchs-
übergangs, sondern ausdrücklich von ei-
ner Übertragung der Ansprüche von der 
Versicherung auf die Klägerin die Rede; 
zum anderen habe diese Vereinbarung 
seinerzeit noch keine Wirkung entfaltet, 
da der Versicherungsmakler mit der Klä-
gerin mangels diesbezüglicher Bevoll-
mächtigung durch die Versicherung kei-
nen wirksamen Abtretungsvertrag über 
die Rückabtretung der künftigen Ansprü-
che habe schließen können. Aus der Po-
lice Nr. 215614 vom 16.10.2008 ergebe 
sich eine Vollmacht der G nicht, hier wer-
de der Makler lediglich ermächtigt, Ver-
sicherungen hinsichtlich von Schiffen 
abzuschließen. Aus dem Versicherungs-
vertrag, den der Makler sodann mit der 
Klägerin am 29.10.2010 abgeschlossen 
habe und der Bezug nehme auf die Po-
lice Nr. 217598/001 sowie auf den Inland 
Hull Pool 2010, ergebe sich ebenfalls kei-
ne Bevollmächtigung zum Abschluss von 
Abtretungsverträgen der hier vorliegen-
den Art. Inhaberin der Forderung sei die 
Klägerin damit erst wieder dadurch ge-
worden, dass der führende Versicherer 
am 01.04.2016 die Vereinbarung vom 
10.10.2011 nachträglich genehmigt habe. 
Zwischenzeitlich aber sei die Schadens-
ersatzforderung in Bezug auf den Kas-
koschaden, soweit sie infolge Zahlung 
zunächst auf die Versicherung überge-
gangen sei, verjährt. Nach dem hier maß-
geblichen Art. 24 Abs. 1 CMNI verjähr-
ten alle Ansprüche aus einem diesem 
Abkommen unterliegenden Vertrag so-
wie alle mit vertraglichen Ansprüchen 
konkurrierenden außervertraglichen An-
sprüche binnen Jahresfrist von dem Tag 
an, an dem die Güter dem Empfänger ab-
geliefert worden seien oder hätten abge-
liefert werden müssen (hier: 09.08.2011). 
Verjährung wäre damit grundsätzlich am 
09.08.2012 eingetreten. Da die Beklagte 
mit Schreiben vom 11.07.2012 bis zum 
31.12.2012 auf die Einrede der Verjährung 

verzichtet habe (unter der Bedingung, 
dass Verjährung noch nicht eingetreten 
sei und Forderungsberechtigung der Klä-
gerin bestehe), habe sich die Verjährung 
zunächst bis zum 31.12.2012 verlängert. 
Mit Schreiben vom 16.11.2012 habe die 
Klägerin um weitere Verlängerung bis 
einschließlich 30.06.2013 gebeten. Am 
28.11.2012 habe die Beklagte dieser Bit-
te entsprochen, wiederum unter der Vor-
aussetzung, dass die Angelegenheit nicht 
schon verjährt sei und Forderungsbe-
rechtigung bestehe. Da am 28.11.2012 die 
Klägerin noch in voller Höhe Anspruchs-
inhaberin gewesen sei (die Zahlung 
seitens der Versicherung in Höhe von 
39.431,00  € sei erst am 30.11.2012 er-
folgt), habe sich die Verjährungsfrist bis 
zum 30.06.2013 verlängert. Der mit Sch-
reiben vom 28.05.2013 geäußerten Bit-
te der Klägerin um weitere Verlänge-
rung bis einschließlich 31.12.2013 habe 
die. Beklagte am 29.05.2013 entspro-
chen, wieder unter der Bedingung, dass 
die Angelegenheit nicht schon verjährt 
sei und Forderungsberechtigung beste-
he. Da die Klägerin zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr Anspruchsinhaberin der For-
derung i.H.v. 39.431,00  € gewesen sei, 
habe sich der Verjährungsverzicht in-
soweit nur noch auf den Teil der For-
derung bezogen, welcher der Klägerin 
noch zugestanden habe (7.159,00 €). Hin-
sichtlich der Forderung von 39.431,00 € 
sei damit grundsätzlich mit Ablauf 
des 30.06.2013 Verjährung eingetre-
ten. Mit Schreiben vom 20.11.2013 habe 
die Klägerin um weitere Verlängerung 
bis einschließlich 30.06.2014 gebe-
ten, die Beklagte habe dieser Bitte. am 
11.12.2013 mit der üblichen Einschrän-
kung entsprochen. Da die Klägerin zu 
diesem Zeitpunkt auch nicht mehr An-
spruchsinhaberin der Forderung i.H.v. 
4.659,00 € gewesen sei (Zahlung der Ver-
sicherung am 07.06.2013), habe sich der 
Verjährungsverzicht insoweit nur noch 
auf den restlichen Teil der Forderung 
(2.500,00 €) bezogen, welcher der Kläge-
rin noch zugestanden habe. In Bezug auf 
den Betrag von 4.659 € sei grundsätzlich 
am 31.12.2013 Verjährung eingetreten.

Die am 01.04.2016 erfolgte nachträgli-
che Genehmigung der Rückabtretung 
der kraft. Gesetzes auf die Versicherung 
übergegangenen Ansprüche habe nicht 
zu einer rückwirkenden Beseitigung der 
Verjährung der Kasko-Schadensersatz-
forderung i.H.v. 44.090,00  € geführt, 
denn der Genehmigung komme lediglich 
im Verhältnis der Versicherung zur Klä-
gerin Rückwirkung zu, nicht aber im Ver-
hältnis zur Beklagten. Die Beklagte habe 
ihren Verzicht auf die Einrede der Ver-
jährung ausdrücklich für den Fall erklärt, 
dass die Klägerin zum Zeitpunkt der Ab-
gabe der Erklärung Forderungsinhaberin 
gewesen sei. Dies sei hier – wie dargelegt 
– nicht der Fall gewesen. Die Erklärungen 
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der Beklagten könnten auch nicht dahin-
gehend ausgelegt werden, dass der Ver-
zicht auch dann habe gelten sollen, wenn 
die Klägerin in Folge späterer Genehmi-
gung mit Rückwirkung wieder Forde-
rungsinhaberin werden sollte.

Unverjährt sei im Zeitpunkt der Klage-
erhebung damit nur die Forderung i.H.v. 
2.500,00 € gewesen. Insoweit habe die 
Beklagte auf die Einrede der Verjährung 
bis zum 13.02.2015 verzichtet, die Klage-
schrift sei am 12.02.2015 eingegangen 
und demnächst zugestellt worden.

Neben dem Kaskoschaden könne die Klä-
gerin gemäß § 280 Abs. 1 BGB Nutzungs-
ausfall i.H.v. 1.353,53 €/Tag für den Zeit-
raum vom 19.11.2012 bis zum 30.11.2012, 
also insgesamt für zwölf Tage, verlangen. 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
stehe zur Überzeugung des Gerichts fest, 
dass die Reparatur nicht »bei Gelegen-
heit« hätte ausgeführt werden können 
und auch nicht bei Gelegenheit einer an-
deren Reparatur ausgeführt worden sei.

Mit der form- und fristgerecht eingeleg-
ten Berufung verfolgt die Klägerin ihr 
erstinstanzliches Begehren in vollem 
Umfang weiter. Sie ist der Ansicht, das 
Schifffahrtsgericht sei zu Unrecht davon 
ausgegangen, die G habe zum Abschluss 
der Vereinbarung vom 10.10.2011 keine 
Vollmacht gehabt. So habe das Gericht 
die im Schriftsatz vom 25.04.2016 ange-
botenen Beweismittel übergangen. Dort 
sei unter Antritt von Zeugenbeweis vor-
getragen worden, die Vollmacht erge-
be sich aus dem Inland Hull Contract 
2009/2010 vom 16.10.2008 (Anl. K6). Zu 
diesem Vertrag gehöre eine ergänzende 
Vereinbarung vom 09.12.2008, die nun-
mehr im Berufungsverfahren als Anlage 
K 6.2/6.3 vorgelegt werde. Da der hier in 
Rede stehende Kaskoschaden bei rund 
44.000 € und damit unter der der G ein-
geräumten Regulierungsvollmacht von 
50.000 € gelegen habe, sei die G, die so-
wohl Versicherungsvertreterin als auch 
Versicherungsmaklerin sei, in vollem 
Umfang regulierungsbevollmächtigt 
und damit auch bevollmächtigt gewe-
sen, für die Versicherung mit der Kläge-
rin die. Vereinbarung vom 10.10.2011 zu 
schließen. Auch aus der Sonderklau-
sel »SC 171 Clausule polisonderteke-
ning« zum Versicherungsvertrag vom 
29.10.2010 (Anl. K 7.1 und K 7.2) ergebe 
sich, dass der Versicherungsmakler für 
die Versicherer und die dafür angenom-
menen Anteile als Bevollmächtigter han-
dele. Bei der nachträglichen Bestätigung 
vom 01.04.2016 habe es sich damit nicht 
um die nachträgliche Genehmigung ei-
ner zunächst unwirksamen Handlung 
gehandelt, sondern um die klarstellende 
Bestätigung einer von Anfang an wirksa-
men Handlung.

Soweit die Beklagte geltend mache, Ver-
jährung sei auch deshalb eingetreten, 
weil im Rahmen der Klageerhebung nicht 
darauf hingewiesen worden sei, dass sie 
bereits Versicherungsleistungen erhal-
ten habe, vermöge das nicht zu überzeu-
gen. Gegebenenfalls müsse die Verein-
barung vom 10.10.2011 hilfsweise dahin 
ausgelegt werden, dass der dispositiv 
geregelte Forderungsübergang nach nie-
derländischem Recht nicht habe stattfin-
den sollen, vielmehr die ununterbroche-
ne Anspruchsberechtigung der Klägerin 
habe gewährleistet werden sollen.

Die Klägerin beantragt, die Beklagte un-
ter teilweiser Abänderung des ange-
fochtenen Urteils zu verurteilen, an die 
Klägerin weitere 44.090,00 € nebst Zin-
sen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
19.12.2014 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zu-
rückzuweisen und – im Wege der An-
schlussberufung – das angefochtene Ur-
teil zu ändern und die Klage insgesamt 
abzuweisen.

Die Streithelferin zu 1. der Beklagten hat 
sich den Anträgen der Beklagten ange-
schlossen.

Die Beklagte und die, Streithelferin zu 
1. sind der Ansicht, das Schifffahrtsge-
richt sei zu Recht von einer Verjährung 
der Forderung i.H.v. 44.090,00 € ausge-
gangen. Auch aus dem neuen Vorbrin-
gen der Klägerin lasse sich keine Voll-
macht zum Abschluss der Vereinbarung 
vom 10. 10.2011 entnehmen. Letztlich 
komme es auf die Wirksamkeit der Vor-
ausabtretung vom 10.10.2011 aber über-
haupt nicht an. Die zunächst eingereichte 
Klage habe nämlich nur insoweit zu einer 
Hemmung der Verjährung geführt, als es 
um Ansprüche der Klägerin aus eigenem 
Recht gegangen sei. Soweit die Klägerin 
Ansprüche aus übergegangenem Recht 
(hier: Rückabtretung) geltend gemacht 
habe, sei Verjährungshemmung erst 
durch Zustellung des Schriftsatzes vom 
25.04.2016 eingetreten, denn erst mit die-
sem Schriftsatz habe die Klägerin die Kla-
ge insoweit auf abgetretenes Recht ge-
stützt. Zu diesem Zeitpunkt aber sei der 
entsprechende Anspruch selbst dann 
verjährt gewesen, wenn man annehme, 
der von der Beklagten mehrfach erklärte 
Verjährungsverzicht habe sich auch auf 
diese Forderung erstreckt.

Mit der Anschlussberufung macht die 
Beklagte geltend, der vom Schifffahrts-
gericht zugesprochene Anspruch auf 
Nutzungsausfall bestehe nicht, weil die 
Reparatur ersichtlich bei Gelegenheit ei-
nes ohnehin anfallenden Werftaufent-
halt ausgeführt worden sei. Soweit das 
Schifffahrtsgericht die Beklagte dies-

bezüglich für beweispflichtig gehalten 
habe, habe es verkannt, dass die Klägerin 
eine Offenbarungspflicht treffe. Jeden-
falls habe die Klägerin nicht nachgewie-
sen, dass die Reparatur ausschließlich 
zur Beseitigung der Unfallschäden aus-
geführt worden sei und zudem mit der 
Reparatur nicht noch länger hätte gewar-
tet werden können. Insoweit sei auch von 
einem Verstoß gegen die Schadensmin-
derungspflicht auszugehen, denn mit der 
Reparatur habe bis zu einem ohnehin an-
stehenden Werftaufenthalt abgewartet 
werden können. Da die Höhe der Repa-
raturkosten nicht nachgewiesen sei, be-
stehe zudem kein Anspruch auf den vom 
Landgericht zuerkannten Betrag von 
2.500,00 € (Selbstbeteiligung).

Die Klägerin beantragt, die Anschluss-
berufung der Beklagten zurückzuweisen.

Sie ist der Ansicht, das Gericht sei zutref-
fend von der Notwendigkeit und Ange-
messenheit der geltend gemachten Re-
paraturkosten ausgegangen. Auch den 
Nutzungsausfall habe das Schifffahrts-
gericht zu Recht zugesprochen. Wegen 
der weiteren Einzelheiten des Sach- und 
Streitstandes wird auf die von den Partei-
en eingereichten Schriftsätze nebst Anla-
gen Bezug genommen.

Weder die Berufung der Klägerin noch 
die Anschlussberufung der Beklagten ha-
ben Erfolg. Das Urteil des Schifffahrtsge-
richts erweist sich in jeder Hinsicht als 
zutreffend. Zur Vermeidung von Wieder-
holungen nimmt der Senat zunächst un-
eingeschränkt auf die Ausführungen in 
der angefochtenen Entscheidung Bezug.

Im Hinblick auf die Berufung der Kläge-
rin sind lediglich folgende ergänzenden 
Darlegungen angezeigt:

Soweit die Klägerin meint, das Gericht 
sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass 
die G zum Abschluss der Vereinbarung 
vom 10.10.2011 nicht bevollmächtigt ge-
wesen sei, vermag der Senat dem nicht 
zu folgen. Wie die Klägerin in rechtlicher 
Hinsicht zutreffend ausführt, kann sich 
eine Vertretungsmacht der G lediglich 
aus dem Gesetz oder aus einer rechtsge-
schäftlichen Bevollmächtigung ergeben 
(für eine Anscheins- oder Duldungsvoll-
macht fehlt es an jeglichen Anhaltspunk-
ten).
Dass das niederländische Recht der G 
kraft Gesetzes eine Vertretungsmacht 
zum Abschluss des hier in Rede stehen-
den Vertrages einräumt, wird von Seiten 
der Klägerin nicht substantiiert vorgetra-
gen. Der Prozessbevollmächtigte der Klä-
gerin hat zwar im Termin vor dem Senat 
die Ansicht vertreten, die Befugnisse des 
Versicherungsvertreters – und um einen 
solchen handele es sich bei der G – ent-
sprächen nach niederländischem Recht 
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denjenigen des Versicherungsvertre-
ters (§ 59 Abs. 2 WG) nach deutschem 
Recht, so dass die G auch im Rahmen der 
Schadensabwicklung einen Abtretungs-
vertrag wie den hier in Rede stehenden 
habe schließen können, zu ‹einer nähe-
ren Konkretisierung seines Vortrages sah 
er sich aber nicht in der Lage, insbeson-
dere konnte er keine Vorschrift des nie-
derländischen Rechts benennen, aus der 
sich eine derartige Vertretungsmacht er-
gibt; vielmehr verwies er darauf, die ei-
gentliche Bevollmächtigung werde sich 
wohl aus dem Agenturvertrag ergeben, 
den die G mit der Versicherung geschlos-
sen habe; diesen könne die Klägerin aller-
dings nicht vorlegen.

Selbst wenn man unterstellt, dass die ge-
setzliche Vertretungsbefugnis des Versi-
cherungsvertreters im deutschen und 
niederländischen Recht gleich ausgestal-
tet ist, wäre die G kraft Gesetzes nicht 
zum Abschluss der Vereinbarung berech-
tigt gewesen. Die in den §§ 69 ff. WG gere-
gelte Vertretungsbefugnis des Versiche-
rungsvertreters umfasst nämlich bereits 
nicht die Vertretung des Versicherers im 
Rahmen der Regulierung eines Versiche-
rungsfalls (vgl. nur KG Berlin, RuS 2017, 
347, m.w.N.); erst recht erfasst sie nicht 
den Abschluss einer Abtretungsverein-
barung, durch welche eine dem Versiche-
rer nach Zahlung gesetzlich zustehende 
Forderung gegen den Schädiger an den 
Geschädigten abgetreten wird.

Den erstinstanzlich vorgelegten Unter-
lagen lässt sich auch nicht entnehmen, 
dass die G rechtsgeschäftlich zum Ab-
schluss des hier in Rede stehenden Ab-
tretungsvertrages bevollmächtigt wor-
den ist, wie das Schifffahrtsgericht im 
Einzelnen zutreffend dargelegt hat. Ins-
besondere lässt sich der Tatsache, dass 
die G berechtigt war, Versicherungsver-
träge abzuschließen und im Rahmen der 
Schadensabwicklung tätig zu werden, 
nicht entnehmen, dass sie auch bevoll-
mächtigt war, nach Zahlung seitens der 
Versicherung über einen infolge der Zah-
lung auf die Versicherung übergegangen 
Anspruch gegen den Schädiger zu verfü-
gen, d.h. diesen an den Geschädigten ab-
zutreten. Insoweit handelt es sich ersicht-
lich nicht mehr um eine Maßnahme der 
Schadensabwicklung, zumal mit der Ab-
tretung die Gefahr einhergeht, dass der 
Versicherungsnehmer eine vom Schädi-
ger erhaltene Zahlung nicht an den Versi-
cherer weiterleitet. Diese Gefahr besteht 
gerade in Fällen, in denen – wie vorlie-
gend – der Geschädigte nach dem Inhalt 
der Vereinbarung Zahlung an sich selbst 
verlangen kann und nicht darauf verwie-
sen wird, Zahlung an die Versicherung 
zu begehren. Nicht zu beanstanden ist 
auch, dass das Schifffahrtsgericht den 
von Seiten der Klägerin im Schriftsatz 
vom 25.04.2016 benannten Zeugen T 

nicht vernommen hat, denn die Klägerin 
hatte keine Tatsachen in das Wissen des 
Zeugen gestellt, die über die In den vor-
gelegten Unterlagen enthaltenen Verein-
barungen hinausgingen. Vielmehr hafte 
sie lediglich behauptet, aus den vorge-
legten Unterlagen ergebe sich die Bevoll-
mächtigung. Dies aber ist eine Frage, die 
dem Zeugenbeweis nicht zugänglich ist. 
Der Umstand, dass sich die Auslegung 
des Inhalts der von Klägerseite vorge-
legten Unterlagen, aus denen sich die 
Bevollmächtigung ergeben soll, nach 
niederländischem Recht richtet, führt 
angesichts der Tatsache, dass diese Un-
terlagen in Bezug auf die Bevollmäch-
tigung zum Abschluss des hier in Rede 
stehenden Vertrages keine – und damit 
auch keine auslegungsbedürftige – Re-
gelung enthalten, nicht zu einer anderen 
Beurteilung.

Soweit die Klägerin im Berufungsver-
fahren weitere Unterlagen vorgelegt 
hat, verhilft dies der Berufung nicht zum 
Erfolg, denn auch diesen Unterlagen 
lässt sich eine Bevollmächtigung der G 
zum Abschluss der Vereinbarung vom 
10.10.2011 nicht entnehmen.

Die vom Prozessbevollmächtigten der 
Klägerin im Termin vor dem Senat vertre-
tene Auffassung, die Bevollmächtigung 
der G ergebe sich jedenfalls aus einer 
Gesamtschau der im Prozess vorgeleg-
ten Unterlagen, vermag der Senat eben-
falls nicht zu teilen. Den Unterlagen lasst 
sich – wie bereits dargelegt – eine Bevoll-
mächtigung zum Abschluss der Abtre-
tungsvereinbarung vom 10.10.2011 nicht 
ansatzweise entnehmen; auch der Pro-
zessbevollmächtigte der Klägerin war im 
Termin nicht in der Lage, konkrete Stellen 
in den Unterlagen zu benennen, aus de-
nen sich eine entsprechende Vollmacht 
direkt oder in Zusammenschau mit an-
deren Indizien ergeben soll. Zur Vorla-
ge des Agenturvertrages, der die eigent-
liche Bevollmächtigung enthalten soll, 
sah er sich nicht in der Lage, da dieser 
Vertrag der Klägerin weder vorliege noch 
ihr zur Verfügung gestellt werde. Die im 
Termin vom Prozessbevollmächtigten 
der Klägerin geäußerte Ansicht, der Se-
nat müsse sich durch Vernehmung des 
klägerseits benannten Zeugen über die 
Bevollmächtigung der G Gewissheit ver-
schaffen, vermag das Gericht nicht zu 
teilen, denn eine derartige Vernehmung 
würde auf eine reine Ausforschung hin-
auslaufen.

Angesichts des fehlenden Vortrags zu ei-
ner Bevollmächtigung bedarf die Frage, 
ob die führende Versicherung überhaupt 
berechtigt gewesen wäre, im Verhältnis 
zu den Mitversicherern eine Vollmacht 
zu erteilen, die auch den Abschluss ei-
ner Abtretungsvereinbarung ermöglich-
te, keiner Vertiefung.

Da der von Seiten der Beklagten erklär-
te Verjährungsverzicht stets nur für den 
Fall erklärt worden ist, dass die Kläge-
rin (noch) forderungsberechtigt ist, eine 
solche Forderungsberechtigung jedoch 
nach Übergang des Anspruchs infolge 
Zahlung durch die Versicherung – jeden-
falls zunächst – nicht mehr bestand (vgl. 
diesbezüglich die oben wiedergegebe-
nen Ausführungen in der angefochte-
nen Entscheidung, denen die Berufung 
nicht näher entgegengetreten ist und die 
vor diesem Hintergrund keiner Ergän-
zung durch den Senat bedürfen), ist das 
Schifffahrtsgericht zu, Recht davon aus-
gegangen, dass die Forderung in Bezug 
auf den Kaskoschaden bis auf den Betrag 
der Selbstbeteiligung verjährt ist. Darauf, 
ob die Forderung infolge der später er-
teilten Genehmigung seitens des füh-
renden Versicherers mit Rückwirkung 
wieder der Klägerin zustand, kommt es 
insoweit nicht an, wie die Kammer eben-
falls zutreffend ausgeführt hat.

Keiner Erörterung bedarf vor diesem 
Hintergrund auch, ob – wie die Beklag-
te meint – im Hinblick darauf, dass die 
Klägerin bei Klageerhebung die Abtre-
tung hinsichtlich der Forderung in Höhe 
von 44.090,00 € nicht offengelegt hat,› 
von Verjährung auch auszugehen wäre, 
wenn man von einer Bevollmächtigung 
der G zum Abschluss der Vereinbarung 
vom 10.10.2011 ausgehen würde.

Die Anschlussberufung der Beklagten 
hat ebenfalls keinen Erfolg, sie gibt le-
diglich Veranlassung zu folgenden ergän-
zenden Ausführungen: Was die Höhe des 
Kaskoschadens anbelangt, ist die Kam-
mer mit zutreffender Begründung davon 
ausgegangen, dass die von der Klägerin 
aufgewendeten Kosten zur Beseitigung 
des verursachten Schadens erforder-
lich und angemessen waren. Der Einho-
lung eines Sachverständigengutachtens 
bedurfte es insoweit auch aus Sicht des 
Senats nicht, zumal die Beklagte und ihre 
Streithelferinnen einzelne Positionen aus 
der Reparaturrechnung bzw. dem Ange-
bot der Werft nicht konkret angegriffen 
haben. Hinsichtlich des Nutzungsaus-
falls ist die Beweiswürdigung, aufgrund 
derer das Gericht die Überzeugung ge-
wonnen hat, dass der Werftaufenthalt 
allein dieser Reparatur diente, nicht zu 
beanstanden. Einen Verstoß gegen die 
Schadensminderungspflicht vermag der 
Senat ebenfalls nicht zu erkennen. Zwar 
kann ein Schiffseigner gehalten sein, 
eine nicht dringliche Reparatur so lan-
ge zurückzustellen, bis ein planmäßi-
ger Werftaufenthalt ansteht, die Kläge-
rin hat hier aber vorgetragen, dass ein 
solcher Werftaufenthalt in absehbarer 
Zeit nicht angestanden hat; dem ist die 
für ein Mitverschulden .darlegungs- und 
beweispflichtige Beklagte nicht substan-
tiiert entgegengetreten. Da die Beschädi-
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gung des Steuerhauses nach der Bekun-
dung des Zeugen K zu Problemen beim 
Hoch- und Herunterfahren des Steuer-
hauses geführt hatte, kann es der Kläge-
rin nicht zum Vorwurf gemacht werden, 
dass sie rund 15 Monate nach dem Scha-
densfall die Reparatur hat durchführen 
lassen. Zur Höhe des Nutzungsausfalls 
werden Einwendungen nicht erhoben.

Die Kostenentscheidung beruht auf 
§ 92 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung zur 
vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf 
§§ 708 Nr. 10, 711 ZPO.

Die Revision gegen dieses Urteil war 
nicht zuzulassen, da die Voraussetzun-
gen des § 543 Abs. 2 ZPO nicht vorliegen.

Streitwert für das Berufungsverfahren:

- Berufung der Klägerin:	 44.090,00 €
- Anschlussberufung der Beklagten:	
18.742,36 €
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